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Das organısıerte Interesse und dıe Parteien

In eıner Zeıt, 1ın der bestimmte Entwicklungen HDASeEeTET Industriegesellschaft, W1e
eLtwa die rage, ob un 1n welchem Umfang die Befriedigung des gegenwärtıgen
und künftigen Energiebedarfs durch Atomkraftwerke zweckmafßsıg, notwendig
oder überhaupt verantwortbar SE gegenwärtige AÄngste auslösen un verstar-
ken un über (GGenerationen hinwegreichende Planungs- un Zukunftsprobleme
aufwertfen, gewınnt die UOrıientierung der Interessen eine völlıg C Dımension.

Solange die konkurrierenden Interessen sıch auf e1n ständig wachsendes Mehr
CGuütern und Chancen richten, 1St die weıthin hiktive Spannung 7zwıschen dem

Bonum COMIMMUNGC, dem Allgemeinen Wohl als Summe alles Wünschbaren, un
den Gruppeninteressen hinreichend bewältigen. ber 1St nıcht bereıits die Be-
schreibung dieses Spannungszustands mehr eın Bezugsideal als die Darstellung
eıner Realität? Ist VAGR Beispiel Staat wiırklich CGGarant des Allgemeinen
Wohls oder beschränkt sıch nıcht vielmehr auf die Regulierung VO  —; Gruppen-
interessen und die relatıv schwache un halbherzige Vertretung der Anliegen
benachteiligter schlecht- oder nıchtorganisıierter Gruppen? Man braucht 1ın die-
SC Zusammenhang LLUT das ungeborene Leben, die Sıtuation der Kınder 1ın
uUuNseTeTr Gesellschaft, die Lage VOon kınderreichen Famıilıien, die Gastarbei-
ter un deren Kınder, die Altersversorgung der Hausfrauen un Multter un

die Gleichstellung der Frauen Arbeitsplatz erinnern. Was 1St 4lso das
Allgemeine Wohl 1m Vorfeld einer funktioniıerenden Rechtsordnung mehr als
EeINn schwankendes un sehr sensibles Gleichgewicht der Einzelinteressen?

Drei Thesen ZABRE Problematik

These Balancedenken verdrängt Führung.
Der Mensch ebt ın Gruppen. Sıe siınd se1n Lebensmilieu. Wır beurteilen

ere Menschen weıtgehend danach, Ww1e s1e estimmten Gruppen stehen. Wır
brauchen diese Informatıon, weıl die Bürger eıner intens1ıv organısıerten Indu-
striegesellschaft mıt-’eıiıner relatıv großen Zahl VO Rollen eıner Vielfalt VON

Gruppen angehören, als Vater, Arbeitnehmer, Mıiıeter und Vermuieter, Partei-
mıtglieder, Angehörige eıner Kırchengemeıinde, Neusiedler 1n einem Wohnge-
biet. Fınıge der Rollen, die Leben beeinflussen, stimmen 1ın den Zielen der
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Interessengruppen, ın die s1e einmünden, nıcht oder BRUÜm teilweise übereın. Wır
alle mussen also personale Entscheidungen treften und Gewichtungen vorneh-
CM gegenüber Interessen, denen WIr selbst teilhaben. Das Rollentableau
begrenzt, w 1e€e INan ımmer wıeder AUS den Klagen geplagter Verbandsfunktio-
are entnehmen kann, die organısıerbare Solıidarıtät,; CS sSe1 denn, das Interesse
Oorlıentiert sıch eıner dauerhaften exıistentiellen Bedrohung, die eın yrößeres
Rollenspektrum betriftl. Auf diese Weıse können Ängste VOTL wıdersprüch-
lıchen und undurchschaubaren industriellen Entwicklungen Ühnliche Solidarisie-
runscn hervorruten W1e Armut und Not ın einem iındustriell unentwickelten
und übervölkerten L aänd, weıl INan Angst un Armut gleichsam 1n mehreren
Rollen als Belastung empfindet.

These Die HGL Dimension der Interessenorientierung zeıgt sich also darın,
da{ß die reicheren Industriegesellschatten HG Formen des Interesses un der
Solidarisierung aufweısen, die jenen ähnlıch sınd, die INnan 1n Ländern
antrıflt, TT mehr MI1t eıner aggressiıven, ın uUuNnseTEeN Breıten eher MIt einer
regressıven Tendenz.

Angst hat INa VOL Unbestimmbarem, Undurchschaubarem, Unver-
Trautem S1e hat ıhre Ursache 1m Menschen unserer eit un 1ın seıner Umwelt,
das heißt 1m Betrachter un seiner Fähigkeit, „sehen“ und „deuten“, un
1MmM Obyjekt, 1n seiner Informationsträchtigkeit un Definierbarkeit. Ist die
Realıität des Allgemeinen Wohls nahezu gleichbedeutend mM1t der Balance der
Interessen, annn der Bürger ıhrer Erhaltung un Entwicklung 1Ur beitra-
SCH, WEeNnN nıcht 1Ur umtassend iınformiert 1St, sondern auch über die Fähig-
eit verfügt, kompliziert strukturierte Informationen ordnen, bewerten
un seiner Entscheidung nutzbar machen. Unser Bildungssystem bietet ler-
tfür wenıg uch der ansprechbare Kreıs 1St begrenzt. Hıer hılft 1Ur arbeits-
teilige Entwicklung der iınformatıven Fähigkeiten un zugleıch bzw alternatıv
Vertrauen vertrauenswürdıgen Personen un iıntermedıären Instıtutionen,
die 1es aufgrund ıhrer Unabhängigkeıt gegenüber Interessen un ıhrer
moralischen Glaubwürdigkeit verdienen. Da Interessen ımmer 1m Ursprung
oder 1n der Wirkung politischer Natur sind, gehören Parteıen VO ihrer Funk-
tion her den wesentlichen Nothelfern Z1T: Behebung oder 7zumındest JEUPE:

Miınderung der Ängste 1n eıner pluralistischen, interessenorıentlerten Demo-
kratie.

These Im Wiıderstreit der Interessen können Parteıen NUur annn ratlo-
nalen Erkenntnissen, Entscheidungen un Verhaltensmustern beitragen, WEenNnn

S1€e anstelle oberflächlicher dialektischer Argumentatıon umfassend iınformi1e-
FCI, da{ß$ die Entscheidungswege iıhrer programmatischen -Aussagen un iıhrer
speziellen und aktuellen Vorschläge durchschaubar werden. Dazu gehört das
vollständige Fur un Wiıder „Vollständig“ 1SE 1er gleichbedeutend mı1t der
Oftenlegung der Jjeweıls wesentlichen Entscheidungsschwerpunkte.
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Interesse un Konflikt

Das Gleichgewicht der Gruppeninteressen 1ST nıcht UTr iınstabiıl un verletz-
ıch B& 1ST SE GT Dynamık auch abhängig VO den Wertvorstellungen, die
dem Interesse C1iNE Zielorientierung geben un die Methoden SCLIHEGT: Durchset-
ZUN$S bestimmen Die härteste orm Ziel und Methode das AaNTAaZSONIST1L-
sche Interesse. Es Recht Recht, verhindert Konfliktlösungen be1
gleichzeıtiger Beibehaltung der gegebenen gesellschaftlichen Grundlagen und
schließt auch C1NEC Theorie des Wandels Au  N

Fur den soz1ialen Konflikt Austragungsformen un Lösungen 1STE
CS entscheidend ob be1 den Konfliktparteien Werte oder mehr pragmatische In-

Vordergrund stehen Wertkonflikte GISEN der Regel] AaNTAgONISTL-
sche Interessen auf S1e z1elen kompromi(ßlos auf die Wertvorstellungen der
gegnerischen Gruppe Interessenkonflikte werden VO  — Gruppen ausgetragen,
die be1i harten Gegensätzen zumındest tür überschaubaren Zeitraum gC-
INE1INSam der Ex1istenz un Entwicklungsfähigkeit des jeweıligen Objekts
„Staat „Wirtschaftsordnung oder „Liquidıtät des Unternehmens interessiert
sind Werte sınd ZW AAar 1er auch gefragt SIC werden jedoch 11UTr partıkular.
eLtwa2a Zl Rechtfertigung Einzelanspruchs, un nıcht als alternatıve Ord-
nungsvorstellung MIt totalem Anspruch 1115 Spiel] gebracht

Der totale Anspruch AaAn IMI sehr unterschiedlichen Strategien verfolgt
werden SO können Ziel un Mittel ihrer Radıkalität übereinstiımmen BL
durch werden die Miıttel einsicht1g und ertahrbar S1e lassen keine Zweiıftel
den Zielen often Wesentlich wırksamer 1aber 1ST der Weg, ach den Spielregeln

pluralistischen Gesellschaft Mehrheitsverhältnisse schaften, die W  s
NECI1EC Herrschaft un ıhre vesellschaftlichen Ausdrucksformen jedoch als e1in
nıcht mehr veräiänderbares Endziel jede Alternative institutionell abzu-
sichern Hıer lıegt die Wıirksamkeit der Strategie Methode welche gC-
genüber den vorgegebenen Zielen Arglosigkeit erwecken sucht Die Ziele
selbst werden dabe; den Nebel Es wırd schon nıcht schlimm kom-
InNnenN Vorstellung gehüllt

Typisch für die Austragung VO  — pragmatisch estimmten Interessenkonflik-
ten War die letzte Lohn un Gehaltsrunde zwıschen den Arbeitgebern und (Zes
werkschaften des Oftentlichen Dienstes 1ne für beide Seiten tragbare Lösung
Wr möglıch weıl die Partner der Leistungsfähigkeit Staatshaushalts
interessie9 der be] EIMECINSAIM bejahten staatlichen Ordnung vielen
Zwecken dienen un vielen Anforderungen SCHUSCH mu{fß

Be]l jeder Tarıtfrunde aber versucht ZUuU Beispiel die Gewerkschaft Oftentliche
Dienste, Transport und Verkehr, die unteren Gruppen des Oftentlichen Dienstes

ıhren Lohn- Gehalts- un Urlaubsansprüchen höhere Gruppen anzuglei-
chen Die Organıisationsbreite der OTV dieser Schicht 1ST dabe] 1U C1LN Motıv
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Im Ausspielen RDE Gleichheitsanspruchs gegenüber dem Freıie Bahn-dem üuch-
Prinzıp Leistungsgesellschaft sıch auch C1iM wertbezogenes

Motıv
In pluralistischen Gesellschaft gehen Interessen un Interessenvertre-

LUunNg grundsätzlich VO der Akzeptierung un der Berechtigung gegnerischer I>
AUuUS Dabe] können die VO den Verbänden Konfliktfall aAanNgE-

wandten Methoden, eLWA2 Streik un Aussperrung, heftigen gQeEgSENSECILISCN
Angriften AausgeSsetzZt Macht und Machtentfaltung siınd schließlich 1-

zıchtbar ber SG sınd nıcht auf die Vernichtung der Gegenmacht AUuUS$S

eht INa  } VO dynamıschen Gleichgewicht der Interessen AUS be-
deutet 1es och Jange nıcht da{f die Gewichte rıchtig, das heißt soz1al vertiret-

bar verteılt siınd Starke Interessenorganısationen MI großer Miıtgliederzahl
beträchtlichen Ananzıellen Rücklagen und bürokratıschen Apparaten NCISCN
T7A bıpolaren Ausgleich un damıt entsprechenden Konfliktstrategie
Viele Interessen siınd aber multipolar angelegt SO stehen sıch Gewerkschaften
und Mieterbund Z W AaAlr nahe 1ne Lohnerhöhung be] den ZU!r eıt VO Kon-
junkturglück besonnten Bauarbeitern Aßt aber das Mıiıetniveau VOT allem für
die untferen Schichten auft AI och erreichbare Höhen STEISCN, W a4s wiederum

beträchtlichen Einschränkung der Mobilität der Arbeitslosen beiträgt
Noch mehr könnte daran das Gewinnstreben der entsprechenden Arbeitgeber-

beteiligt SCA1A:

Es geht 1er jedoch nıcht die Untersuchung realer Verhältnisse, sondern
e RE S kritische Prüfung der Gleichgewichtsthese Es ı1ST daher csehr bedeutsam,

dafß unNnseTrer Gesellschaft Konflikte manıtest das heißt öftentlich siınd Wıe
aber sıeht CS MIT dieser Oftentlichkeit aus” Die durch ıhre Mitgliedschaft 1Et-
telbar Konflikt Beteiligten sıch Verlauf vorwiegend den
materiellen Zwiıschenergebnissen MITL denen Ina die Mitglieder be1 Laune hält
(Ganz gewiß würde nıemand dagegen haben, WECNN die Dialektik der den
Konflikt tragenden Argumente mehr Informationen ber Ursachen un INOS-
lıche oder kalkulierbare Folgen für unmittelbar un mittelbar Betroftene eNt-
hielte Das gegen Wartıge Rıtual Alßt die Mıtglieder ohne erfahrbare Verant-
wOortung un dıe mittelbar Betroftenen ohne hinreichende Aufklärung ber den
rad ıhrer Betroftenheit Hıer sıch da{fß Oftentlichkeit nıcht 1L1UTLr C1M tor-
males, sondern VOT allem auch CIM qualitatives Anliegen der GesellschaftI
ber den Interessenverbänden 1ST

Fur die Gerechtigkeit der Gewichtung der Interessen aber bürgen schlie{fß-
ıch auch die Regierung un die S1IC tragenden Parteien S1e verfügen nıcht 1Ur

ber eiNenNn programmorıentierten Wählerauftrag, sondern sınd auch als Regıe-
rung und Mandatsträger Huter des Sozialstaats un daher besonders verpflich-
tet gegenüber den schwächeren Gruppen un: Personen Das Problem der plu-
ralıstischen Gesellschaft VO heute lautet ıcht mehr, 1nW1eWwel die Verbände
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staatsunabhängig sınd, sondern vielmehr, ob die jeweilige Regierung über hın-
reichende Unabhängigkeit un ber genügend Führungskraft verfügt, nach-
drücklich für benachteiligte schwache Interessengruppen eintreten un ıhre a
sellschaftliche Sıtuation verbessern können, un ZWAar durch unmıttelbare
Einwirkung auf die Verteilungskonflikt beteiligten Gruppen ebenso WIEe,
WEeNnN sıch 1es nıcht vermeıden läßt, auf dem Weg ber die Gesetzgebung.

Das organısıerte Interesse: die Verbände

Organısatıonen gehören alsbffene soz1ale Teilsysteme immer einem orößeren
5System So sınd etwa die Gewerkschaften un die Arbeitgeberverbände
Teilsysteme der Industriegesellschaft als Produkte einer hıstorisch gewachsenen
spezıfıschen Kultur. Oftene soz1ale Systeme benötigen den Austausch mıt ihrer
soz1alen Umwelt ihrer ständigen Erneuerung wiıllen. Dennoch aber mussen
sSie ıhre Identität bewahren.

Organısatiıonen sınd also auf Selbsterhaltung angewıesen. Nur können s1e
ıhren Zielen un Zwecken kontinuijerlich nachgehen. Ziele bedeuten iın diesem
Zusammenhang Gesetztes (Satzung), Vorgenommenes (Programm) un
Vorgegebenes (Sıtuationsanalyse), während Zwecke 411 jene Aufträge eıner Or-
zanısatıon umfassen, die sıch routinemäfßıig wıederholen, Ww1e eLtw2 die alljähr-
liıchen Tarıfrunden. Wıchtigste Voraussetzung ZUHT: Erfüllung VO Zwecken un
Z Erreichen VO  ) Zielen 1St die Identifikation der Miıtglieder MI1t eben diesen
un: den Reprasentanten, die 1es durch Glaubwürdigkeit un Vertrauen 4Q lı
tieren.

Die Bürger und ıhr Staat brauchen gleichermafßsen Verbände, die eline 1b-
grenzbare Fülle koordinıerungsfähiger Meınungen abklären, sıchten, korriglie-
IreCN, abwägen und durchzusetzen versuchen. Trotz weıtgehender UÜbereinstim-
INUNg der Interessen siınd Organısationen keineswegs Horte der Harmonıe, SOM -

dern eher Kampfplätze gebändigter Spannungen un sıch regelnder bzw SC
gelter Konflikte.

Indem die gewählten Vertreter der Interessenverbände mıt Vertretern DE
SCHSESETIZICEK Interessen verhandeln un mıt iıhnen Verträge abschliefßen, eNt-
lasten s$1e durch die Nutzung des Vertragsrechts den Staat: vVOrausgeSeLZzt, die
getroffene Konfliktregelung als HeHEGT Akt der Balance verringert nıcht empfind-
ıch die Chancen anderen schwächerer Gruppen. Verbände mussen 1n EefFster Ka
nıe den Interessen iıhrer Mıtglieder dienen, denen S1e durch verhältnısmäßig
hohe Beıträge gleichsam als Vertragspartner verpflichtet sind Sıie können sıch
ZWar eın besseres allzemeines gesellschaftliches Bewufßtsein bemühen,
eLIWwW2 1im Hinblick auf Demokratieverständnis, Eigentumsordnung un interes-
senbedingte Bevorzugung VO Parteıen. Ihre Überzeugungskraft 1n Bereichen,
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die über die ENSCICH Organisationszwecke hinausgehen, erreıicht jedoch sehr bald
den Grenzwert des eigenen utzens der Mitglieder, die Erfolge MAGEG allem auf
materiellem Gebiet sehen wollen.

In einer pluralistischen Gesellschaft produzieren Freiheitsgarantıen un
Gruppeninteressen ständıg NECUC, überwiıegend 1ın der orm Ühnliche Konflikte.
Konflikte sınd sOomı1ıt eın Indiz für die praktizierte Freiheit 1n eıner Gesellschaft,
während die Qualität der Konfliktlösungen anzeıgt, Ww1€e die organısıerten Bür-
> e1nes Landes mı1t ıhren Freiheitsrechten umzugehen verstehen. Sollen also
Organısationen MIt soz1alen Interessen Staat un Gesellschaft nutzen, siınd
S1e aut Einstellungsmerkmale ın ihrer Gesellschaft angewıesen. In diesem Fall
sind S1€e davon abhängıig, welche Einstellung hre Mitglieder un die übrıgen
Bürger ıhres Landes, ıcht zuletzt aber ıhre Interessengegner ZALT: Funktion und
AT Lösung VO Konflikten entwickeln. alf Dahrendorf 1St 1n dieser Hinsicht,
iındem aut die Betriebsverfassung verweıst, recht skeptisch:

„Die Konzentration auf Veränderungen der Betriebsverfassungen und das auf Staat und
Einzelunternehmen verteilte allgemeine Vertrauen hat Aazu geführt, da{ß A einem rationa-
len System der industriellen Beziehungen, 1n dem dıe verläißliche Kanalisıierung VO! Auseın-
andersetzungen un damıt ıhre Kontrolle möglich ISt, in Deutschland bıs heute An seiner
Stelle inden WwIr ımmer unübersichtlichere un: aufwendiıgere Strukturen betrieblicher Soz1ial-
organısatıon, MmMIt denen nıemandem gedient 1ST. Das Ganze dokumentiert e1ne tiefe Aversion
der Beteiligten der Industrie den Konflıkt, dıe ıhren Ausdruck 1in der unermüdlichen
Suche nach endgültigen Lösungen finden.“

Dahrendorf meınt 1ın diesem Zıtat oftensichtlich Führung un Mitglieder der
beteiligten Organısationen, VO denen I ohl nıcht ganz unberechtigt
nımmt, da{fß s1e sıch leider 420 nıcht sehr als Reprasentanten VO Institutionen
AT Konfliktlösung empfinden.

Dahrendorts Konfliktmodell
Hıer wırd deutlich, welche Einstellungsmerkmale 1mM Hinblick auf den Kon-

flıkt 1ın U BEN SCn Gesellschaft anzutreften sind. Dahrendorf benutzt das Gegen-
„Harmoniemodell“ un „Konfliktmodell“ AT Gesellschaftsanalyse.

Das Consensus- oder Harmoni:emodell, dem nach seıner Auffassung die Gesell-
schaft 1n Deutschland überwıegend zuneıgt, lautet:

„Jede Gesellschaft 1st eın relatıv beharrendes, stabiles Gefüge VO  ; Elementen (Annahme der
Stabilität), jede Gesellschaft 1sSt eın gleichgewichtiges Gefüge VO Flementen (Annahme des
Gleichgewichts), jedes Element 1n der Gesellschaft eistet einen Beıitrag ıhrem Funktionieren
(Annahme der Funktionalıtät), jede Gesellscha f} erhält sıch durch einen Consensus aller iıhrer
Mitglieder ber bestimmte yemeınsame Werte (Annahme des Consensus). ”

Das Konfliktmodell besagt antıthetisch: „Jede Gesellschaft und jedes ihrer Elemente unterliegt
jedem Zeitpunkt dem Wandel (Annahme der Geschichtlichkeit), jede Gesellschaft 1sSt eın 1ın
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sıch wıdersprüchliches un explosives Gefüge on Elementen (Annahme der Konfliktionalıtät),
jedes Element 1n einer Gesellschaft eistet einen Beıitrag ihrer Veränderung (Annahme der
Disfunktionalität), jede Gesellscha } erhält sich auch durch den Zwang, den ein1ge iıhrer Mıt-
glieder ber andere ausüben (Annahme des Zwanges).“

Als Methode ZUur Analyse lassen sıch diese beiden Modelle sıcher recht Zut
nutzen, aber die daraus zı1ıehenden Schlüsse bedürtfen natürlich der rgan-
ZUNg un der Kritik, WECNN Dahrendorf den Konfliktansatz eindeutig vorzijeht.
Harmoniestreben un Konfliktbereitschaft siınd sehr als teindliche Brüder 1n
die Diskussion eingebracht. Dabe!: kommt die psychologische rage ach der
Konfliktfähigkeit des Menschen ÜLn In eıner Industriegesellschaft
mMi1t ihren verlockenden Konsumangeboten 1STt der Mensch 7zwıschen iındivıiduel-
len 211 objektivierbaren Bedürfnissen und der ungeheuren Vielfalt der ıhn
umgebenden und auf ıhn einwırkenden Möglichkeiten bereıits standıg zahlrei-
chen personalen Konflikten AUSZESCLZT: Man darf annehmen, da{fß die Fähigkeıt,
Konflikte und durchzustehen, begrenzt 1St iıne Häufung VO  e} Kon-
flıkten ann katastrophale Folgen haben Selbsterfahrung und das 1n allen Kul-

anzutreftende Bıld VO der vollkommenen Harmonie sind wichtige Be-
ZUgSsSsySteme, welche die Konflikten Beteiligten 7G befähigen, ımmer w1e-
der eın WECNN auch flüchtiges un unbeständiges Gleichgewicht e-
ben Damıt die „Idee des Neuen“ Motor einer Konfliktlösung se1ın
vermag, bedarf s allerdings der Anerkennung des Konflikts als Lebensrealıtät,
der ZU Leben eıner Gesellschaft gehört. Konflikte befähigen den Menschen,
soz1a] un indiıviduell lernen, sınd doch die meısten VOoOoOn uns 1e] mehr eun-
ruhigte als Suchende.

SO geht x nıcht darum, Konflikte vermeıden, Ww1e INa 1es in Ü4NSEFEGT (3
sellschaft allzu haufıg antrıfit, sondern S1€e durch geregelten Kampf, Verhand-
lungen, Vermittlung un Schlichtung regeln. Dies sınd Verftfahren ZUEE Struk-
turveränderung, ohne die elne Industriegesellschaft notwendiger Modernisıe-
LUNG, Gerechtigkeit un Effizienz nachlassen würde.

Nun tührte das verständliche und weıthın berechtigte Bedürfnis der Vor-
kriegs- un der Krıiegsgeneratıon, ach Hıtlers totalem Unrechtsstaat Recht un
Ordnung wıeder mıiıt Sinn erfüllen und für jeden Bürger deutlich erkenn-
bar machen, 1ın den ersten beiden Jahrzehnten ach Kriegsende beinahe
zwangsläufig einer Überbetonung harmoniıscher Gesellschaftsvorstellungen.
Die notwendige Wiıederentdeckung eıner un AazZu auch noch gespaltenen
natıonalen Identität verstärkte diese Tendenz. Gegenüber den starken Begrif-
fen der politischen Argumentatıon dieser Jahre w1e „Ruhe un Ordnung“, Ein-
heit“ und „Einigkeit“, „Formales Recht und Sıcherheit“ un „garantıerte Be-
sıtzstände“ Aielen Begrifte W1e€e AKTItIKS „Diskussion“, „Politische Theorie“,
„Miıtbestimmung und Mıtentscheidung“ und „Konflikt“ deutlich ab Wenn Dah-
rendorf jedoch die Kritik eıner fast unüberschaubaren Kanalisıerung der In
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1n der Bundesrepublık zugleıch aut eıne typısch deutsche Charakter-
eigenschaft sStutzt 5 VOL allem der deutsche Mensch 111 Eintracht“ 1St
dıese Behauptung der vergleichsweise geringen Zahl der Streiktage 1n der
deutschen Industrie nıcht mehr uneingeschränkt gültig®. iıne Info-Untersu-
chung Aaus dem Jahr 1977 be] 15< bıs 24jährigen zeıgt eher eine stark anstel-
gende Lendenz des Konfliktbewußlßtseins. (Süt Prozent der Befragten reagler-
ten pOSItLV aut die Feststellung: „ In jedem Land oibt CS Konflikte, die SC-
tragen werden müussen.“

Ebenso übertrieben erscheint die Kritik Dahrendorfs, die vorherrschenden
Ziele der Interessenpolitik der Gewerkschaften, die Mıtbestimmung un mi1t
Abstand das Mıteigentum, se]len angesichts der Verdunkelung VO Interessen-
gegensatzen un Verantwortungen 11UT ungewollt fahıg, (Csutes erbringen,
„aber 1mM Hınblick auf die Ordnung der industriellen Beziehungen stiften S1e
NnUu chaden“ ©. Nach selner Auffassung tragen die Interessenvertreter 1ın den
Mıtbestimmungsorganen auf Zzwel Schultern, weıl s1e als Aufsichtsratsmit-
olieder entsprechend den (GGesamtınteressen des Unternehmens entscheiden mu{fß-
CeN; während s1e auf der anderen Seıite das tür die Austragung VO Konflikten
1n der Arbeitnehmerschaft nötıge Vertrauen verspielten Ebenso kritisiert CI
da CS 1n zehn Jahren ach Einführung der Mıtbestimmung be] Kohle und
Stahl keine Kampfabstimmung vegeben habe Nun bezieht sıch diese Kritik
autf die Aufsıichtsräte als solche und Aßt außer Acht, dafß die Entscheidungswege
1ın den Aufsıiıchtsgremien der Aktiengesellschaften se1it langem arbeitsteilige
Formen NSCHOMMCN haben, wodurch die wirklichen Konflikte 1n den Aus-
schüssen dieser Gremien ausgetragen werden. Aufßerdem haben die bisher VOI-

lıegenden wıissenschaftlichen Untersuchungen deutlich gemacht, dafß sıch die
Interessenlage 1ın den Aufsichtsräten nıcht W1€e bıpolar entwickelte,
sondern spezıfıschere Interessen bei betriebsangehörigen Vertretern der Arbeıt-
nehmerbank un solchen, die VO  > außerhalb des Unternehmens kommen, SOWI1e
zwıschen Bankenvertretern un anderen Miıtgliedern der Kapitalseite hervor-
trefen 1eß

Wenn INa bejaht, da{fß Konfliktlösungen ZU Nutzen wırtschaftlicher EfA-
71en7z der Voraussetzung gröfßstmöglicher Oftentlichkeit einen zewıssen
rad VO Pertektheit erreichen sollten, 1St das häufıge Zusammentreften VO

Betriebsratsvorsitz oder -stellvertretung un Miıtgliedschaft 1m Aufsichtsrat
eın Schritt ın diese Rıchtung, der die Fähigkeıit un die Möglichkeiten des Be-
trıebsrats bei der Lösung praxısnaher betrieblicher Konflikte erheblich verbes-
( 1ne Kampfabstimmung 1ın eiınem Auftsıichtsrat 1STt nıcht das einNZ1ge,
sondern das letzte Mittel ZUr Lösung eınes Konflikts. Im Vorteld der Abstim-
INUNS sınd Informationen estimmter Zielausrichtung, Androhung VON Folgen,
Erwagen VO Alternativen, Ausloten VO Kompromifßmöglichkeiten, das Aus-
reızen VO  25 Chancen un schliefßlich das Rıngen den Inhalt VO  3 Kompromıis-
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sen durchaus akzeptable Formen ZAUET: Durchsetzung VO  «} Interessen. Berechtigt
erscheint jedoch Kritik dort, die Basıs nıcht hinreichend informiert wiırd,
soOweıt 1€es rechtlich möglıch 1St, und die Autorität der Führungsgruppen einer
Interessenorganısatıon durch Furcht VOT der auf unmıiıttelbaren Nutzen AaUuSs-

gerichteten Mitgliedschaft Vertrauenseinbufßen erleidet. Unbestritten 1St auch
die teilweise vorhandene Unvereinbarkeit VO  eo) institutionalisierter (Gesamtver-
antwortun un Gruppeninteresse.

Nun richtet sıch Dahrendorfs Kritik nıcht eLtwa2 einselt1g die Gewerk-
chaften. Er meınt vielmehr die Interessenorganısatiıonen, die Ludwig
Erhardt zehn Jahre Felde ZUO2, als Z 1965 den Bundeshaushalt nıcht
rechtzeitig verabschieden konnte, weı] 7zuvıel geballtes Interesse die Ausschufß-
beratungen erschwerte. In seinem bemerkenswerten Buch „Die BUG Freiheit“
schreıibt Dahrendorf 1975 „Diese Organısationen mögen Menschen M7 VeETI-

holten haben, dorthin kommen, S1€e heute sind Sıe haben 1aber auch iıhre
eigene Trägheıit entwickelt un ihren Imperialismus, bıs S1e Ende eher die
Positionsinteressen iıhrer Funktionäre als die HELE Freiheit ihrer Mitglieder
verfireten scheinen, während S1€ zugleıch jenes Chaos VO  e) Pressionen schaften,
das eftektive demokratische Regierung zunehmend erschwert.“ Selit Oktober
9/4 Direktor der weltweit ekannten London School of Economıics, INag 1eSs
se1n trischer FEindruck VO  4} der schwıerıgen britischen Wirtschaftsszene SCWESCH
se1N; doch siınd die dortigen Schwierigkeiten eın spezifısches Problem gewerk-
schaftlicher Organisationsstruktur miı1t teilweise interner Konkurrenz un be-
trächtlicher Konfliktfreudigkeıit.

(3anz ohne Zweitel 1STt Balance der Interessen eın Ersatz für eftektive Regıe-
rungskunst. Interessenverbände sınd vielmehr eıne Herausforderung un eıne
notwendige Erganzung der Regierungstätigkeit zugleich. Sıe haben eıne inter-
mediäre Funktion qualitativer Umwandlung un Annäherung zwischen Eg01S-
inen In gebändigter orm und der Verpflichtung für das Ganze VO Gesell-
schaft und Staat. Es gehört den dauerhatten und ruchtbaren Konflikten
in eıner pluralistischen Gesellschaft, da{ß s1e eine willensstarke un entsche1-
dungsfreudige Regierung provozıeren, die ständig moralıschen Rückhalt
1im olk bemüht se1in mMu un die fallt, WenNnn S1e sıch opportunistischen Ne1-
40908° 0 hıngıbt.

Dıie „neuen“ Interessen

Be1 den bisher betrachteten Beispielen für die Handhabung VO  e Interessen
handelte C555 sıch solche, die manıifest, das heifßt m1t oroßer Oftentlichkeits-
wirkung Aausgestattel C145 Macht und Gegenmacht sınd überschaubar, gzuLt
organısıert un 1n der Regel ziemlich ausgewogen. egen ıhrer exıistentiell wiıirk-
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Aktualıtät un der Einsehbarkeit der Machtmiuittel siınd die on derart
zut organısıerten Gruppen ausgelösten Konflikte lösbar.

Wesentlıch anspruchsvoller sind jedoch Aatente Interessen, die ın der Regel
eın zroßes Publikum ansprechen, schwächer organısıert sind und daher LE

schwer 1n ıhrer Wırkung un Entwicklung eingeschätzt werden können. FEın uns

sehr vertrautes Interesse dieser Art 1St das Verbraucherinteresse 190. Sosehr
auch eıne Regierung 1n eıner modernen Industriegesellschaft 1n die Zukunft hın-
eın planen muß, bestehen MUuU S$1e 1n den Tagesgeschäften, die für dıe Mehrheit
der Buürger überschaubar sind |Latente Interessen werden 1n der Regel 1Ur annn
hinreichend berücksichtigt, WEeNnNn dıe Opposıtion autfholt un der Handlungs-
spielraum der Regierung nıcht durch ınterne Konflikte beeinträchtigt 1St 1ıne
solche Sıtuatıion zwıngt einerseılts alternatıvem Denken un aßt andererseıts
genügend Möglichkeiten tür längerfristige Aktıivıtäten.

An der Sıtuation HASeTer gegenwärtıigen Bundesregierung Aflßt sıch dieser
Theorijeansatz gut exemplifizieren. Dıie Interessen HIISETEGT Tage beziehen
sıch aut dıe zukünftigen Lebens- un Überlebensmöglichkeiten schlechthin. Eın
durch die sorglose Nutzung der Ressourcen verwöhntes Publikum sieht sıch
eıner Fülle unkontrollierbarer widersprüchlicher Informationen gegenüber, die
sıch VOT allem autf Umweltprobleme un Rohstofireserven beziehen un VO

einem tiefgehenden Z weiftel sind, ob auch in dieser Phase der Mensch-
heitsentwicklung die Kreatıvıtät des menschlichen (ze1listes fahıg 1St, mI1t Proble-
Imnen 1m Weltma{fßstab fertig werden. Dıie einander befehdenden Interessen-
gruppCch sınd nıcht 1L1UTE csehr unterschiedlıch strukturiert eLw2 Großbetrieb
K Bürgerinıitiatıven sondern auch ber den jeweiligen Interessen-
SCHNCI extirem unzureichend informuiert. Gegenseıut1iges Mifßtrauen 1n einer
sıcheren, schlecht iıntormierten Oftentlichkeit entspricht orakelhaften Diktionen
1n der gegenseıtıgen Argumentatıon. Hıer ann INa nıchts mehr eıner frag-
würdiıgen Balance überlassen. Hıer hilft 11UT sorgfältige, unabhängıge Analyse
anstelle der üblichen Schwarz-Weifß-Dialektik 1n Hearıngs, rückhaltlose öftent-
lıche Darstellung der Möglıchkeiten, Chancen und Gefährdungen un verant-

wortliche Entscheidung, das heifßt sorgfältig wägende un schliefßlich wagende
Führung. An ıhr aber tehlt CS Zeit 1n UNSCFIEIH Lande

Dıie Partejen

eht INan VO den gegenwärtıgen Realitäten AaUuUs, wırd dıe politische
Allgemeinwohlverpflichtung 1n der Bundesrepublik VO eiınem Zweıparteıen-
gruppenNsystem mıt 1er Volksparteien wahrgenommen, dıe eine Fülle VO

Forderungskatalogen, Meınungen un Wunschvorstellungen autzunehmen un
integrieren haben In den Parteıen entwickelten sıch daher konkurrierende

556



Das organısıerte Interesse UN. die Parteı:en

Gruppensysteme. In ıhnen befinden siıch die Ansprechpartner MIt eıner ıfte-
renzıerung, welche die Verbände ZWIingt, mi1t allen Parteıen, Wenn auch jeweıils
unterschiedlich intens1ive, Verbindungen aufrechtzuerhalten. Eın System VO  .

Volksparteien verringert also die Möglichkeıit, da{ß$ Verbände 1Ur einer
Parteı Beziehungen unterhalten oder sıch Sdr als reine Interessenparteı Oorganı-
sıeren.

Stirkere Verflechtungen zeigen sıch zwıschen den DGB-Gewerkschaften und
der SPI, 7zwıschen Interessenverbänden des gewerblichen Miıttelstands, eLtwa

des Handwerks, der Wirtschaft un der Landwirtschaft, un der EDWU/ESVU
un 7zwıschen Verbänden der Wıirtschaft und, abgeschwächter, der Landwirt-
schaft un der FD  — 1ne stärkere Bındung die CBDU/CGCSE welsen auch
die so7z1alen Interessenverbände (Famıilıien-, Frauen- un Jugendverbände) auf
Solche wechselseitige Beziehungen lassen jedoch keineswegs auf eıne Interessen-
ıdentität schließen. So Jag der Tarıtabschlufß der Gewerkschaft OTV 973/74
erheblıch höher, als CS dem damalıgen Bundeskanzler Brandt ANSCMECSSCH
schien, un die derzeitige Führung der SPD hat ıhre Beziehungen den iındu-
striellen Spitzenverbänden erheblich verbessert. Die Besetzung VO wiırtschaft-
ıch einflufßreichen Posıtionen der Bundesbank un der Landeszentralbanken
SOW1e be1 einıgen VO Bund beeinflufßten Großkonzernen durch Miıtglieder
oder Nahestehende hat sıch dabe siıcher als hilfreich erwıesen. In den VECISAUaN-
SCHNCNH Jahren War deutlich erkennbar, daß eın Machtwechsel 1ın ANSCMESSCHECN
zeitlichen Grenzen die Bindungen VO  e} Interessenverbänden estimmte DPar-
telen lockert b7zw Bindungen der zwelten Linıe verstärkt.

Interessen benötigen ıhrer Durchsetzung Macht Verändert sich die Macht-
struktur, wandeln sıch ach einer zew1ssen Anpassungsphase auch die Sy-

wechselseitiger Einflußnahme. SO 1St die soz1aldemokratische Mehrheit
1m Führungspersona|l der DGB-Gewerkschaften natürlich besorgt ber die

Bındungen un Verpflichtungen einer SPD-geführten Regierung un ıhre
Kompromıisse mi1t dem kleinen Partner FÜ  n Dıie SPD bemüht hre Parte1i-
basıs und den weıtaus größeren eıl iıhres Wählerpotentials, hat darauf 1m Be-
reich eines zunächst noch weniıger effizienten Konfliktfelds reagıert, iındem S1e
ZUuUr W.ahl des Europäischen Parlaments 1ın der Kandidatenliste den DGB-Vor-
sıtzenden Vetter ach hıevte un ıhr Wahlprogramm ziemlich eindeutig
auf Arbeitnehmerforderungen gewerkschaftlicher Provenıienz einstellte. Dabej
klingt CS antagonistisch-klassenkämpferisch, wenn VO  $ einem „LEuropa
der Arbeitnehmer“ un nıcht eLtwa „JÜür dıe Arbeitnehmer“ die ede 1St
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Wege un Strukturen der wechselseitigen Einflußnahme

Eın aktuelles und daher meıst auch spektakuläres Interesse konzentriert sıch
zunächst auf die Parlamentswahlen. Lieblingsobjekte der Kritik sınd dabe] die
Wahlaufrufe VO Interessenorganısatiıonen, die entweder direkt oder taktisch
verhüllt eıne estimmte Partei empfehlen oder wenı1ger aufwendig für die
Wahl eigener Mitglieder aut verschiedenen Parteilisten eintreten. Unter die
Vertreter latenter Interessen reihen sıch hıer auch die Kirchen un als Ver-
Lreter latenter un manıtester Interessen die kırchlichen La:enorganısationen
eın In der Regel handelt CS sıch wechselseitige Einflufßnahmen. Kandiıi-
daten nehmen zugleıch Ämter ın Interessenverbänden wahr und werden VO  e}

iıhren Parteıen veranladfßt, Einflufß auf iıhren Verband nehmen, die pCI-
sonale Identität ZUHI: Identifizıierung gyrofßer Gruppen mi1t der Parte1ı des Kan-
didaten NULZECHN Die Verbände wiederum hoften, ber die Eftekte des Wahl-
aufrufs be1i der Analyse des siegenden Wählerpotentials AUS ihrem Anteiıl Nut-
Z für die spatere Einflufßnahme ziehen können.

Die Aufstellung der Kandiıidaten un die Zusammenstellung un Reihung
der Landeslisten 1St eın weıterer Tummelplatz wechselseitiger Wunschvorstel-
lungen. Be1i den Direktkandidaten wırd 1n austauschbarer Übereinstimmung
V1a Stimmen und Einflu£ß auf die Gruppenzugehörigkeit des Kandidaten hın-
gzewıesen. Interessanter 1St die Landesliste, obwohl 1n diesen Entscheidungsvor-

se1lIt jeher zuvıel hıneingeheimnıst wiırd. Hıer siınd viele Gesichtspunkte
relig1öser, regionaler, ıdeologischer, sozıialer, alters- und geschlechtsspezifischer
Herkunft 1m Spiel, da{ß die Durchsetzung elines meıst sıch als Fachmann ger1e-
renden Spiıtzenlobbyısten tast immer eın diskret gehandelter Einzeltall ISt:

Am eindeutigsten haben ach 1945 die CD  e un die GCSU den Interessen-
charakter eıner pluralistischen Gesellschaft ın ihrer Organısationsstruktur be-
rücksichtigt. S1ie verfügen ber Parteivereinigungen miıt Z} e1] eigener Urga-
nısatiıonsstruktur. Von den sıeben Vereinigungen der C  e siınd 1er wirtschaft-
ıch relevant: Die Sozialausschüsse der Christlich-Demokratischen Arbeitneh-
merschaft, die Mittelstandsvereinigung, die Wirtschaftsvereinigung un dıe
Unıion der Vertriebenen un Flüchtlinge, deren wırtschaftliche Intentionen
allerdings weıt hınter Aspekten der Ost-West-Beziehungen zurückstehen. Diese
Vereinigungen veranstalten ihre eigenen Kongresse, geben eıgene Manıfeste
heraus und bieten, W1e€e eLIwa die Sozialausschüsse, Kurse un Seminare

Der Einflufsbereich der Sozialausschüsse erstreckt sıch einerseılts auf die (56=
werkschaften un die Betriebe, S1e 1m Interesse der Gesamtparteı eıne
gruppenbezogene AD LLUT erhalten bzw erweıtern können, Wenn S1e ın der
Parteı Sachwalter VO  e} Arbeitnehmerinteressen sınd un diese OÖOrt ein1germa-
en günstıg 1m Gesamtspektrum unterbringen können. Das bedingt andererseıts
AaUus Gründen der Glaubwürdigkeit eıne harte Haltung 1n Parte1 und Fraktion,
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die gelegentlıch auch an der Dıiszıplin un der Solidarität rüttelt. Besonders
zunstig 1ST dieses Vorgehen für elıne Minderheit be1 knappen Parlamentsmehr-
heıten, WEeNnN die Getahr eınes Zusammenspiels der Arbeitnehmergruppe
der CDU/CSU-Fraktion mıt der Regierungsmehrheit bereıits 1m Vorteld der
Entscheidung Kompromissen zwıngt 11

Dıie SPD hat AUS ıhrem wertmäfßig wesentliıch höher rangıerenden Selbst-
verständnıs als Parte1 ihren Interessengruppjerungen wenıger Einflufß einge-
raumt. Mıt Recht werden S$1e dort Arbeıtsgemeinschaften ZENANNT, Miıt Aus-
nahme der relatıv bedeutenden Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen

un der kleinen Arbeitsgemeinschaft „Selbständige 1ın der sınd alle
übrıgen ach Berutfsgruppen zusammengefalSt, die sozi1aldemokratischer
Jurısten, die sozi1aldemokratischer Lehrer un die soz1ialıstischer Ärzte
und Apotheker. Be1 diesen Zusammenschlüssen geht CS natürlich nıcht LLUr

Identifikationsmöglichkeiten für estimmte Adressatengruppen, sondern auch
solidarischen Einsatz bei personalpolitischen Entscheidungen.

Interessengruppen 1ın den Parteıen und wesentlich seltener Verbände neh-
INEN aber auch Einflu{fß auf die Zusammensetzung der Parlamentsausschüsse.
SO 1St N theoretisch möglıch, daß(ß sıch eın Ausschufßfß 1L1UT AaUS Personen miıt der
gleichen beruflichen Qualifikation USAMMENSETZT, die durch die Verbindung
Vvon Interessenvertretung un Sachverstand eine Lobby darstellen könnten.
Dıies oilt natürlıch 11U  — für tachgebundene Ausschüsse. eal stellt sıch die S1itua-
t1on dar, da 1m Deutschen Bundestag F5 VO  e} ET Miıtgliedern des Aus-
schusses für Bıldung und Wiıssenschaft Wiıissenschaftler un Lehrer un 14 VON

Mitgliedern des Ausschusses £ür Ernährung, Landwirtschaft un Forsten
Landwirte9 obwohl CS 1n diesem Gremium doch ebenso Verbraucher-
interessen geht.

Parteıen brauchen Z Erfüllung iıhrer für eıne demokratische Gesellschaft
unverzıchtbaren Aufgaben eine solıde Finanzıerung, die ıhre Unabhängigkeıit
nıcht gefahrdet. ]le Parteıen sınd verschuldet. Um mehr benötigen S1e
Spenden, die öffentlich kontrollierbar siınd Durch den beachtlichen Zuwachs
Mıtgliedern un die staatlıchen Beiträge Zur Erstattung der Wahlkampfkosten
sank der Spendenanteil den Finanzquellen der 1er Bundestagsparteien
VON 36,18 auf 34,1 Prozent. Läßt INa die FDP als kleinste Parteı der
erheblichen Verzerrung Anstıeg VO  e} 36,5 aut 50;2 Prozent aufßer Betracht,

sank der Anteil] be1 den übriıgen Parteıen VO  aD 56,1 auf ZOL Prozent. Da{fß
sıch die Verteilung der Spenden auf die Parteien mıiıt Ausnahme der FDP
aum veränderte, beweist zweierlel: Da die FDP Regierungspartel SE flossen
ıhr 1976 gegenüber 1977 Jer Millionen mehr Diıe Zuwendungen für die
seIit Jahren relatıv machtarmen Opposıtionsparteien veränderten sıch jedoch
aum 1

Für die Chancen der Parteıen 1St CS entscheidend, WwW1e S1€ ın Darstellung
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und Planung der Zukunft uNnseTfTeTr Gesellschaft die Zukunftsorientierung der
VO iımmerhin rund 700 Interessenverbänden iındustriellen Zuschnitts 05 Slr

Anforderungen die Gesellschaft beurteilen, bewerten und einord-
NECI. Ebenso W1€e die Regierung mussen S1e klarstellen, welche Zukunft welchen
Preıs kostet, und W1€e dieser Preıs era wOöorten 1St eit Begınn der Indu-
strialısıerung haben WIr uns ein1ges, vielleicht Üan zuvıel gewöhnt. Wer hat
schon ozrofß aufgehorcht, als 97 eine kleine Notız 1n der Presse elıne Auswer-
tung VO Berichten der Berufsgenossenschaften bekanntgab, nach der ın diesem
JTahr 66472 Fille VO  z Vollinvalidität infolge VO  z Hautkrankheiten un 57244
Fälle VO Vollinvalidität ınfolge VO  z Staublungenerkrankungen verzeıch-
1  — waren”

Miıt Pragmatısmus allein 1St den selt Jahren wohlgepflegten Ego1smen, die
111 iıhrer Bündelung Interessen heißen, ıcht beizukommen. Sie siınd ZW aar eın
Ausdruck der Freiheit VO  zD} Indiıviduen und Gruppen, un ıhre oftene Darstel-
jung würde Schaden nehmen, wollte INa s1e verteufeln. Ihre sittliche Verant-
wortbarkeit braucht aber die Orientierung konkurrierenden Wertsystemen.
Nur 1St 6S den Büurgern einer hochorganisierten Gesellschaft möglıch, ıhr
persönlıches Schicksal un das ıhrer Kınder den Zukunftsperspektiven iıhrer
Gesellschaft Orlıentieren un verantwortlich entscheıiden.
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